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gig erklärt wurden.17 Und im übrigen sei die Fusionskon­
trolle „kein Instrument zur Verhinderung gesamtwirt­
schaftlich erwünschter Sanierungsfusionen, sie ist auch 

• nicht in Gefahr, durch Sanierungsfusionen in ihrer Funk­
tionsfähigkeit ausgehöhlt zu werden“.18

Für die Kombination von Regulierungsfunktion und 
Integrationsfunktion des BRD-Kartellrechts sei hier noch 
ein weiteres Beispiel genannt: Die Novellierung des Ge­
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen von 1973 er­
leichterte die Kooperation kleiner und mittlerer Unterneh­
men und schuf so die Illusion von Garantien des Kar­
tellrechts für die weitere Existenz dieser Unterneh­
men gegenüber den Monopolen. „In Wirklichkeit dienten 
diese Bestimmungen nur dazu, den Konzernen stets die 
genügende Zahl leistungsfähiger Zulieferer und Satelliten- 
untemehmen zu garantieren, die in Form von Einzelunter­
nehmen, d. h. nicht als geschlossene Front, den Monopolen 
gegenüberstehen sollen.“19

Ein erklärtes Ziel der BRD-Bundesregierung, das sie 
mit dem Vierten Gesetz zur Änderung des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen verfolgt, ist die Schaffung 
einer „höheren Rechtssicherheit und Kalkulierbarkeit des 
Kartellrechts“20 für die Monopole. Das soll vor allem durch 
die Aufzählung von Beispiel-Tatbeständen für Machtmiß­
brauch (§ 22 Abs. 4 GWB) und durch klarere Entschei­
dungskriterien für das Bundeskartellamt bei der Fusions­
kontrolle erreicht werden.21 Zur Feststellung eines Miß­
brauchs ist zukünftig nicht mehr das gesamte BRD-Bun- 
desgebiet, sondern bereits ein „wesentlicher Teil davon“ 
maßgebend.’’ Exportkartelle können nunmehr verboten 
werden, wenn sie außenwirtschaftliche Interessen der BRD 
„erheblich“ beeinträchtigen. Der Bußgeldrahmen wurde 
von 100 000 DM auf 1 Million DM erweitert. Die wesent­
lichen Umgehungsmöglichkeiten, wie z. B. die Ministerer­
laubnis nach § 24 Abs. 3 GWB, bleiben erhalten.

Der Regierungsentwurf der vierten Novelle wurde in 
den Beratungen des Wirtschaftsausschusses des Bundesta­
ges teilweise deutlich verwässert22, so daß der Ausschuß- 
Entwurf dann auch für die CDU/CSU-Fraktion akzeptabel 
war. Die Vertreter der Monopolverbände hatten bei den 
Anhörungen durch den Ausschuß gegen den Regierungs­
entwurf vor allem mit der Gefahr einer „Schwächung der 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie“ argumen­
tiert.23

Die Debatte anläßlich der zweiten und dritten Lesung 
der Novelle im Bundestag offenbarte den Wunsch der Un­
ternehmer, daß nun „Ruhe an der Kartellfront“ eintreten 
möge und nicht in jeder Legislaturperiode eine erneute 
Novellierung erfolgen solle.24 So steht zu erwarten, daß 
das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der Fas­
sung der vierten Novelle dieses Jahrzehnt überdauert. Wie 
alle ihre Vorgänger kann und soll sie den Zentralisations­
prozeß in der bundesdeutschen Wirtschaft nicht aufhal­
ten.

Bereits Lenin sagte: „Ein Gesetz ist eine politische 
Maßnahme, ist Politik. Die Ökonomik kann durch keiner­
lei politische Maßnahmen verboten werden.“25 Keine Re­
form der kartellrechtlichen Regelungen, kein sonstiges 
staatsmonopolistisches Regulierungsinstrument ist in der 
Lage, das Monopol an seiner eigentlichen Zweckbestim­
mung, der Erzielung von Monopolprofiten auf Kosten der 
ganzen Gesellschaft, zu hindern.
(Gerd Jarzombek verstarb am 22. Dezember 1979) * V.
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Seit dem Erscheinen der 1. Auflage dieser Textsammlung im Jahre 1969 
wurde das Vertragssystem der DDR auf dem Gebiet des Rechtsverkehrs in 
Zivil-, Familien- und Strafsachen erheblich erweitert und vervollkommnet.

In ihrem Teil I enthält die vorliegende 2. Auflage 17' bilaterale Abkom­
men der DDR; das jüngste ist der Rechtshilfevertrag mit der VR Bulgarien

vom 12. Oktober1978. Nachzutragen ist, daß nach Redaktionsschluß für die 
Textausgabe (16. Juli 1979) noch der Vertrag mit der Republik Kuba über 
den Rechtsverkehr in Zivil-, Familien-, Arbeitsrechts- und Strafsachen vom
8. Juni 1979 (GBl. II 1980 Nr. 1 S. 2) und der neue Vertrag mit der UdSSR 
über Rechtshilfe in Zivil-, Familien- und Strafsachen vom 19. September 1979 
(GBl. II 1980 Nr. 1 S. 12) veröffentlicht wurden. Weiterhin wurde am 28 Fe­
bruar 1980 ein Vertrag mit dem Vereinigten Königreich von Großbritannien 
und Nordirldnd über den Rechtshilfeverkehr in Zivilsachen unterzeichnet.

Die Rechtshilfeverträge mit der VR Polen, der CSSR und der Ungari­
schen VR von 1956 bzw. 1957 wurden durch Änderungs- und Ergänzungs­
protokolle von 1975 bzw. 1977 in wesentlichen Teilen neu geregelt (vgl. 
A. Mehnert In NJ 1978, Heft 3, S. 117 ff.). Das betrifft vor allem die Kolli­
sionsnormen im familienrechtlichen Bereich, die Anerkennung und Voll­
streckung von Entscheidungen sowie Regelungen über die Übernahme der 
Strafverfolgung.

Teil II der Textausgabe enthält das Haager Abkommen über den Zivil­
prozeß von 1905 und die Konvention über das auf die Form letztwilliger 
Verfügungen anzuwendende Recht von 1961.

Verzeichnisse wichtiger bilateraler und ausgewählter multilateraler Ab­
kommen, denen die DDR angehört, beschließen den Band.


